
S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 1 
ANTRAGSTELLER SPD Bezirksverband Rheinhausen/Rumeln-Kaldenhausen 

ADRESSAT SPD-Landtagsfraktion 

BETREFF Sportunterricht an Sportbetreiber geben 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Wir fordern einen regulären Sportunterricht, der professionell mit entsprechenden 3 

Sportanbietern unterrichtet wird. Die so gesparten Personalstunden in den Schulen 4 

sollen so dem verbleibenden Unterricht zu Gute kommen. Entsprechende gesetzliche 5 

Grundlagen sollen umgehend geschaffen werden. 6 

7 

8 

Begründung: 9 

Viele Fächer an allen Schulformen fallen inzwischen planmäßig ersatzlos aus. Als erste 10 

Sparmaßnahme entfällt aufgrund des Aufwandes zumeist der Sportunterricht, 11 

insbesondere Schwimmstunden. Vielen Kindern fehlt die Bewegung, sowohl an der 12 

Schule als auch in ihrem außerschulischen Leben. 13 

Daher sollen Vereine und Dritte entsprechenden Sportunterricht anbieten, damit sich die 14 

desolate Personalsituation nicht noch weiter verschärft. 15 

Dies würde allen Beteiligten zu Gute kommen. 16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 2 
ANTRAGSTELLER ASG 

ADRESSAT SPD-Landtagsfraktion, SPD-UB-Vorstand Duisburg 
SPD-Ratsfraktion Duisburg 

BETREFF Clearingstellen 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die Duisburger SPD-Landtagsabgeordneten und die SPD-Landtagsfraktion werden 3 

aufgefordert, sich weiterhin für den Erhalt der Clearingstellen im Land und insbesondere 4 

in Duisburg einzusetzen. Dabei ist es notwendig, die Clearingstelle(n) sehr zügig in die 5 

Regelfinanzierung zu übernehmen. 6 

7 

Der Duisburger SPD-UB-Vorstand und die kommunalen Mandatsträger(innen) werden 8 

aufgefordert, gemeinsam mit den Landtagsabgeordneten gegen die Pläne der CDU-9 

geführten Landesregierung zu protestieren und Initiativen zu ergreifen, die verhindern, 10 

dass die Clearingstellen nur noch bis März 2023 in der bisherigen Form fortgeführt 11 

werden. 12 

13 

Begründung 14 

Die Existenz der Clearingstellen bei der AWO Integration bzw. der Malteser-Migranten-15 

Ambulanz hat sich bewährt. 16 

17 

Insbesondere in Duisburg ist die Clearingstelle der AWO-Integration bzw. die Malteser 18 

Migranten-Ambulanz Anlaufpunkt geworden für Menschen ohne bzw. mit nicht oder 19 

unzureichend geklärtem Krankenversicherungsschutz. Hier wird versucht, den 20 

Versicherungsstatus der Betroffenen zu klären und für diese eine möglichst umfassende 21 

gesundheitliche Versorgung zu erreichen bzw. die Betroffenen in einen 22 

sozialversicherungspflichtigen Status zu versetzen. Ebenso findet in der Malteser-23 

Migrant(inn)en-Ambulanz eine erste medizinische und pflegerische Versorgung dieser 24 

Menschen statt, die vorwiegend aus Südosteuropa nach Duisburg kommen. 25 

26 

Ein Wegfall oder auch nur teilweiser Wegfall dieser bewährten Leistungen hätte für 27 

Duisburg höchst nachteilige Folgen: Die Betroffenen könnten nicht mehr medizinisch und 28 

pflegerisch versorgt werden, der Versicherungsstatus bliebe ungeklärt, die Armut-29 

Reichtumsschere in Duisburg würde weiter auseinanderklaffen. 30 

31 

Eine weitere Verzögerung über die Zukunft der Clearingstelle(n), so wie sie die jetzige 32 

Landesregierung betreibt, ist nicht akzeptabel, da auch die Fortführung der 33 

Mietverhältnisse der entsprechenden Räumlichkeiten, aber auch die Weiterbeschäftigung 34 

der eingearbeiteten und hoch qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf dem 35 

Spiel steht. 36 

37 

Angenommen:  38 

Abgelehnt: 39 

Überwiesen an: 40 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG A 3 
ANTRAGSTELLER Bezirksverband Rheinhausen/ Rumeln-Kaldenhausen, AG  

60plus, AK Internet u. Datenschutz 
ADRESSAT SPD-Fraktion im Rat 

BETREFF Abholschließfächer an den Bürgerämtern 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Wir fordern Abholschließfächer an den Bürgerämtern, damit bestellte Dokumente und  3 

Unterlagen auch ohne direkten persönlichen Kontakt rund um die Uhr abgeholt werden 4 

können. 5 

6 

Begründung: 7 

Bei vielen Terminen muss ein Folgetermin vereinbart werden, damit die entsprechenden  8 

Unterlagen und Dokumente abgeholt werden können. Dies soll auf Wusch und mit 9 

entsprechender Zustimmung der betroffenen Person auch direkt aus einem Schließfach 10 

am Bürgeramt möglich sein. 11 

Datenschutzrechtliche Gründe sollten bei entsprechender Zustimmung und den 12 

bisherigen Gesetzten dem nicht entgegenstehen: Auch jetzt kann die Abholung mit 13 

einem formlosen Schreiben von Dritten abgeholt werden. Eine Abholung mit einem PIN 14 

oder perspektivisch dem Personalausweis sollte die Sicherheit dem gegenüber sogar 15 

noch erhöhen. 16 

17 

18 

19 
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21 
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24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 4 
ANTRAGSTELLER AG 60plus, AsF 

ADRESSAT SPD Bundesvorstand, SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF Gemeinsam gegen Altersarmut 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die Mitgliederversammlung der SPD Duisburg fordert den Bundesvorstand und die 3 

Bundestagsfraktion auf, die zunehmende Altersarmut in Deutschland aktiv zu 4 

bekämpfen. Hierzu bedarf es der Einführung einer Mindestrente von 1200 € pro Monat 5 

(durch Berechnung geringer Renten nach Mindesteinkommen und zusätzlicher 6 

steuerlicher Unterstützung.) 7 

8 

Begründung: 9 

Nach Auswertungen des statistischen Bundesamtes ist die Altersarmut binnen 3 Jahren 10 

stark gestiegen. Das Risiko von über 65-jährigen ist in den vergangenen 3 Jahren 11 

erheblich gewachsen. Im Jahr 2018 lag die Armutsgefährdungsquote von über 65-12 

jährigen bei 14,7 Prozent. Im Jahr 2021 stieg sie auf 17,4 Prozent. Damit ist jede 6. 13 

Person in Deutschland, die 65 oder älter ist, armutsgefährdet.  14 

15 

Als armutsgefährdet gilt, wer weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens des 16 

Gesamteinkommens in Deutschland zur Verfügung hat. Der Wert für eine alleinstehende 17 

Person in Deutschland lag in 2021 bei 1.251 € netto im Monat. 18 

Vor allem ältere Frauen sind deutlich häufiger von Armut bedroht als noch vor 4 Jahren. 19 

2018 lag die Armutsgefährdungsquote bei den über 65-jährigen Frauen bei 16,4 Prozent, 20 

im Jahre 2021 bei 19,3 Prozent. Bei den über 65-jährigen Männern stieg die 21 

Armutsgefährdungsquote im selben Zeitraum von 12,7 auf 15,1 Prozent an.  22 

23 

Diese Entwicklung gilt es zu stoppen. Deutschland ist die wirtschaftlich stärkste Nation in 24 

Europa. Deshalb darf es die Sozialdemokratie nicht zulassen, dass alte Bürgerinnen und 25 

Bürger zunehmend von Altersarmut bedroht sind. 26 

27 

Im Vergleich hat die Schweiz eine Mindestrente von umgerechnet 1.218 €, Österreich 28 

1.364 € und die Niederlande 1.301 € 29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 5 
ANTRAGSTELLER ASG 

ADRESSAT UB Vorstand, Oberbürgermeister 

BETREFF Schließung der Klinik für Psychosomatik an den Sana-Kliniken 
Duisburg 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die Duisburger SPD fordert Oberbürgermeister und Verwaltung der Stadt Duisburg auf, 3 

von den Sana-Kliniken die zeitnahe Vorlage einer detaillierten Planung aller 4 

Bauvorhaben an den Sana-Kliniken Duisburg und ihren Standorten unter besonderer 5 

Berücksichtigung der angekündigten Kapazitätserweiterungen im Bereich der Psychiatrie 6 

zu verlangen. Der durch die weiter bestehende Beteiligung der Stadt mit 1% an den 7 

Sana-Kliniken existierende Sitz im Aufsichtsrat der Sana-Kliniken ist ebenfalls dazu zu 8 

nutzen. 9 

10 

Des Weiteren werden die SPD-Ratsfraktion und die Verwaltung aufgefordert, über 11 

Sanktionen gegen die Sana-Kliniken, die sich aus zu prüfenden Vertragsbrüchen der 12 

Sana-Kliniken gegenüber der Stadt Duisburg ergeben, nachzudenken. 13 

Über die Maßnahmen ist der Partei und ihren Gliederungen zeitnah Bericht zu erstatten. 14 

15 

Begründung 16 

Die Schließung der Psychosomatischen Klinik am Standort Wedau der Sana-Kliniken ist 17 

inakzeptabel. Schon jetzt existieren in Duisburg große Versorgungslücken im Bereich der 18 

Psychotherapeutischen Versorgung, die dazu führen, dass laut Berichten von 19 

Betroffenen und Hilfeverbänden 38% der Patientinnen und Patienten mindestens ein 20 

halbes Jahr auf einen ersten Therapietermin warten müssen. Gleichzeitig ist bekannt, 21 

dass besonders bei Kindern und Jugendlichen aufgrund der Begleiterscheinungen der 22 

Corona-Pandemie vermehrt Therapiebedarf auftritt.  23 

24 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage unserer Landtagsabgeordneten Sarah Philipp hat 25 

Gesundheitsminister Laumann (CDU) u.a. geantwortet, es seien 26 

Kapazitätserweiterungen auch im Bereich der Psychiatrie geplant, jedoch habe „Der 27 

Krankenhausträger…die baulichen Voraussetzungen für die Kapazitätserweiterung 28 

bisher noch nicht umsetzen können.“ 29 

30 

Einmal mehr verstoßen die Sana-Kliniken hier gegen den Versorgungsauftrag und 31 

gefährden die Gewährleistung einer umfassenden Gesundheitsversorgung der 32 

Duisburger Bevölkerung. Es ist Zeit, hier Transparenz einzufordern und über 33 

Konsequenzen nachzudenken. 34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG A 6 
ANTRAGSTELLER AsF 

ADRESSAT SPD Landtagfraktion, SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF „Sprach-Kitas“ weiterentwickeln 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die Bundesregierung wird gebeten, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, das Programm 3 

„Sprach-Kitas“ weiterzuentwickeln sowie zu verstetigen und nicht zum Ende des Jahres 4 

die Förderung auslaufen zu lassen. 5 

6 

Begründung: 7 

Überraschend hat das grün-geführte Bundesfamilienministerium angekündigt, die 8 

Förderung für das erfolgreiche Programm „Sprach-Kitas“ auslaufen zu lassen. Die 9 

Begründung lautet: Für die Kitas seien grundsätzlich die Länder zuständig. Das ebenfalls 10 

grün-geführte Landesfamilienministerium sagt dagegen, dass es sich für die Fortsetzung 11 

des Bundesprogramms ausspricht. 12 

13 

Dass die schwarz-grüne Landesregierung eigene Maßnahmen ergreift, darauf können 14 

wir lange warten. Die Kinder und die Beschäftigten in den Kitas sollten nicht das Opfer 15 

von Streitigkeiten um politische Zuständigkeiten sein. Deswegen sollte die SPD-geführte 16 

Bundesregierung wieder einmal das Heft des Handelns in die Hand nehmen und das 17 

Versprechen aus dem Koalitionsvertrag umsetzen. Dort steht auf Seite 75: „(…) wollen 18 

wir (…) das Programm „Sprach-Kitas“ weiterentwickeln und verstetigen.“ 19 

20 

Das Programm „Sprach-Kitas“ ist ein erfolgreiches. Damit werden gerade die Kitas 21 

gefördert, in die viele Kinder mit Sprachförderbedarf gehen. In Duisburg sind es 36 an 22 

der Zahl. 23 

24 

25 

26 

Angenommen:  27 

Abgelehnt: 28 

Überwiesen an: 29 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 7 
ANTRAGSTELLER Jusos 

ADRESSAT SPD-Bundestagsfraktion 

BETREFF Befreiung der Netzgebühren für Stromspeicher 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass Pumpspeicherkraftwerke, 3 

Batteriespeicher und weitere Anlagen, die zur Stabilisierung des Stromnetzes und 4 

Zwischenspeicherung von regenerativ erzeugtem Strom dienen, von sämtlichen 5 

Netzgebühren befreit werden. 6 

7 

Begründung: 8 

Es braucht Speicher, um die Spitzen in der Stromerzeugung abzufedern und in 9 

Tiefpunkten Strom abzugeben, sodass unser Netz stabil bleibt und Windräder oder PV-10 

Anlagen nicht abgeschaltet werden müssen. 11 

12 

Ein stabiles Netz wird mit dem Ausbau der EE zur wachsenden Herausforderung, 13 

deshalb darf es die Betriebe nichts kosten Strom aus dem Netz zu entnehmen oder 14 

diesen einzuspeisen, da sie mit ihren Speicheranlagen das Netz stabilisieren. 15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 8 
ANTRAGSTELLER SPD Friemersheim, Rheinhausen-Mitte, Rumeln-Kaldenhausen 

AK Internet und Datenschutz, AG 60plus 
ADRESSAT SPD-Fraktion im Rat 

BETREFF Digital-Lotsen vor Ort für Online-Angebote 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Wir fordern Digital-Lotsen, die die kommunalen Angebote der Stadt auch denen zur 3 

Verfügung stellt und erklärt, die die Angebote nicht über das Internet in Anspruch 4 

nehmen können oder wollen. 5 

6 

In den Bürgerämtern und regelmäßig an den Markttagen in den Quartieren sollen 7 

Ansprechpartner zur Verfügung stehen, die für Personen beispielsweise passende 8 

Termine vereinbaren und die nötigen Unterlagen zur Verfügung stellen. 9 

10 

Begründung: 11 

Einige Personengruppen haben keine Möglichkeit, Onlineverfahren zu nutzen oder sind 12 

damit schlicht überfordert. Die Online-Lotsen sollen möglichst nah und niederschwellig 13 

für die Bürgerschaft zu erreichen sein. Durch einen persönlichen Dialog können 14 

passende Termine gebucht werden und so zu produktiveren, effizienteren Besuchen 15 

führen, indem mögliche Vorbedingungen persönlich erklärt (nötige Dokumente und 16 

Ähnliches) werden. Dies entlastet auch direkt die Verwaltung und führt zu weniger 17 

Folgeterminen bei den Ämtern. 18 

19 

Um hierbei Personalverschiebungen zu Lasten anderer städtischer Ämter möglichst zu 20 

vermeiden, wird angeregt, hierfür möglichst ehrenamtliches Engagement zu aktivieren. 21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 9 
ANTRAGSTELLER ASG 

ADRESSAT UB Vorstand, SPD-Ratsfraktion 

BETREFF Gesundheitskiosk für den Duisburger Norden 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 
2 

Die Duisburger SPD, die SPD Ratsfraktion und der Oberbürgermeister werden aufgefordert sich 3 

für einen Gesundheitskiosk im Duisburger Norden einzusetzen, der den Schwerpunkt auf die 4 

Kinder-, Jugend- und Familienmedizin legt. In den Gesprächen mit der AOK Hamburg/Rheinland, 5 

die die neue Versorgungsform von Gesundheitskiosken nun auch im Duisburger Norden 6 

umsetzen will, ist darauf hinzuweisen und zu bestehen, dass diese Schwerpunktsetzung 7 

angesichts der demographischen Besonderheiten in Duisburg erforderlich und bedarfsgerecht ist.   8 

9 

Begründung:  10 

Gesundheitskioske, die zunächst in Hamburg Billstedt-Horn, inzwischen auch in Köln-Chorweiler 11 

und im Essener Norden eingerichtet wurden, sind ein besonderes Versorgungsangebot, das 12 

Menschen den Zugang zum Gesundheitssystem erleichtern sollen. Die Arbeit richtet sich an 13 

Menschen, die sich aufgrund schlechter Bildung, sozialer Benachteiligung, mangelnden 14 

Sprachkenntnissen und anderen Problemen in unserem Gesundheitssystem nicht zurechtfinden. 15 

In Gesundheitskiosken werden durch muttersprachliche Beratungen Termine bei 16 

Gesundheitsdienstleistern vor- und nachbereitet, Informationen zu Versorgungsangeboten 17 

geliefert, Therapien erläutert, Präventionsangebote durchgeführt und die Inanspruchnahme von 18 

Gesundheitsleistungen erleichtert bzw. oft erst ermöglicht.  19 

20 

Die AOK Rheinland-Hamburg ist 2019 an VertreterInnen der Duisburger ASG herangetreten um 21 

den Bedarf für einen Gesundheitskiosk im Duisburger Norden zu ergründen. Schnell wurde 22 

Einigkeit dahingehend erzielt, dass in einem gewissen Kontrast zu den anderen 23 

Gesundheitskiosken im Duisburger Norden vor allem ein Bedarf darin besteht, die 24 

gesundheitliche Situation von Kindern und Jugendlichen in prekären Lebensverhältnissen zu 25 

verbessern.  26 

27 

Entsprechend dieser Akzentuierung hat die ASG 2020 zusammen mit der AOK, VertreterInnen 28 

der Stadtgesellschaft und potentiellen KooperationspartnerInnen eine erste 29 

Informationsveranstaltung organisiert.  30 

31 

Zwischenzeitlich haben Gespräche mit VertreterInnen der Stadt Duisburg stattgefunden, zuletzt 32 

auch mit dem neuen Dezernenten für Gesundheit. Daraus ergab sich, dass die AOK sich von der 33 

zunächst geplanten Schwerpunktsetzung distanziert. Es zeichnet sich ab, dass ein 34 

Gesundheitskiosk hälftig von der AOK, hälftig von der Stadt Duisburg finanziert werden soll. Falls 35 

es dazu kommt ergeben sich Möglichkeiten, über Rahmenbedingungen mit der AOK zu 36 

verhandeln und dabei unser Interesse an dem speziellen Schwerpunkt wirksam zu vertreten und 37 

durchzusetzen. 38 

39 

40 

Angenommen:  41 

Abgelehnt: 42 

Überwiesen an: 43 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 10 
ANTRAGSTELLER Arbeitskreis Umwelt und Klimaschutz 

ADRESSAT Ratsfraktion, Oberbürgermeister, Stadtverwaltung 

BETREFF Kommunale Energie- und Wärmeplanung – Eckpfeiler des 
Duisburger Klimaschutzes 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die Stadtverwaltung Duisburg und ihre Versorgungsunternehmen werden aufgefordert, 3 

zeitnah in eine 'Duisburger Energie- und Wärmewendeplanung' einzutreten.   4 

5 

1. Eine Bestandsanalyse der aktuellen Wärmeenergieaufwendungen und daraus 6 

resultierenden Treibhausgasemissionen, aufgeschlüsselt nach Gebäudeart und Alter, 7 

Versorgungs- und Beheizungsstruktur in Duisburg.  8 

9 

2. Eine Potenzialanalyse von Energieeinsparungen in privaten Haushalten, Wirtschaft 10 

und öffentlichen Liegenschaften sowie lokal verfügbarer erneuerbarer Energie, 11 

insbesondere aus Abwärme und Geothermie, sowie saisonaler Speicherung. Diese 12 

Analyse soll sich in der Erwartung steigender CO2-/Energiepreise und angesichts 13 

großer politischer Dynamik nicht nur auf aktuell marktfähige Lösungen beschränken 14 

sondern in Szenarien erfolgen.  15 

16 

3. Die Entwicklung eines Zielszenarios in dem der Duisburger Wärmebedarf 17 

klimaneutral aus erneuerbaren Energiequellen gedeckt werden kann. Dazu gehört die 18 

räumlich aufgelöste Darstellung der dafür benötigten Infrastruktur. Dabei sollen 19 

dezentrale und zentrale Infrastrukturlösungen dargestellt werden.  20 

21 

4. Die Formulierung eines sozialverträglichen Transformationspfades mit Maßnahmen, 22 

Prioritäten und einem Zeitplan für die Zeit bis 2030. Es soll dargestellt werden, welche 23 

(planungs-)rechtlichen Vorgaben die Stadt zur Umsetzung der Wärmeplanung 24 

machen kann.  25 

26 

5. Für die Wärmeplanung oder Komponenten des Gesamtkonzeptes soll die Verwaltung 27 

externe Fördermittel akquirieren. Die Verwaltung berichtet zeitnah und regelmäßig im 28 

Rat über den Stand der Umsetzungsschritte der Wärmeplanung und der 29 

Fördermittelakquise. 30 

31 

Begründung 32 

Das Duisburger Klimaschutzkonzept „Duisburg Nachhaltig“ aus 2017 hat einen 33 

Schwerpunkt auf die Energieverbräuche für die Gebäudeheizung und 34 

Warmwasserbereitung als den Bereich gelegt, der die größten Potentiale für 35 

Energieeinsparung und CO2-Minderung in Duisburg versprach. Danach hat die Stadt 36 

Duisburg mit 45% einen hohen Wohngebäudebestand aus den kritischen Baujahren 37 

1949-1978, deren Verbrauch mit 208 kWh/m2 (jährlicher Energiebedarf pro Fläche) 38 

besonders hoch ist. Umgekehrt aber dadurch ein enormes Potenzial für die 39 

energieeffiziente Gebäudesanierung aufweist. 40 

41 



2

Mittlerweile hat sich zudem die Dringlichkeit für angewandten Klimaschutz noch deutlich 42 

gegenüber 2017 verschärft, da die dem Konzept zugrundeliegenden Einsparziele seit 43 

2021 überholt sind. Sowohl die Bundesvorgaben haben sich nach dem Urteil 2021 des 44 

Bundesverfassungsgerichts zu den Mängeln der deutschen Klimaschutzpolitik erheblich 45 

verschärft, als auch die Vorgaben der einschlägigen NRW Klimaschutzgesetzgebung. 46 

47 

Das Gesetz sieht für das Jahr 2030 eine Minderung um 65 Prozent im Vergleich zu 1990 48 

vor, für das Jahr 2040 sind es minus 88 Prozent, im Jahr 2045 soll 49 

Treibhausgasneutralität erreicht werden. Das Erreichen der Treibhausgasneutralität bis 50 

2045 setzt insbesondere eine treibhausgasneutrale Wärmeversorgung voraus. Schon bis 51 

2030 sollen 50 Prozent der Wärme klimaneutral erzeugt werden.  52 

53 

Die Senkung des Wärmebedarfs aus fossilen Quellen verringert die Kosten für die 54 

Verbraucher*innen erheblich, die derzeit am meisten von den steigenden Kosten 55 

betroffen sind. Es ist eine sozialpolitische Frage, dass gerade die Geringverdienenden, 56 

die überwiegend in schlechter Bausubstanz leben, durch eine zügige Umstellung der 57 

Wärmeversorgung auf regenerative Energien entlastet werden und ihre Versorgung auch 58 

dauerhaft gesichert ist. Dies gilt insbesondere auch für Duisburg, wo der Anteil der 59 

Geringverdiener sehr hoch ist und der Gebäudebestand wie gesagt, besonders viel 60 

verbraucht aufgrund der schlechten Bausubstanz. 61 

62 

Die Kommunen nehmen eine Schlüsselrolle in der Klimapolitik und besonders bei der 63 

Umsetzung der Wärmewende ein. Dabei müssen künftige Anforderungen und konkrete 64 

Ziele an die Kommunen und ihre Versorgungsunternehmen gestellt werden. Duisburg ist 65 

eine hochindustrialisierte Stadt, die sich bereits in der industriellen Transformation 66 

befindet.   67 

68 

Es ist Aufgabe der Stadt, die Umsetzung der Energie- und Wärmewende durch ein 69 

Konzept zu initiieren. Eine kommunale Wärmeplanung ist Grundlage um 70 

quartiersbezogene Sanierungsprojekte zielgerichtet und effizient auszurichten. Das 71 

Zielszenario einer klimaneutralen Wärmeversorgung der Stadt stellt auch sicher, dass 72 

zukünftig ausschließlich Investitionen in potentiell klimaneutrale Infrastrukturen getätigt 73 

werden. 74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

86 

87 

88 

Angenommen:  89 

Abgelehnt: 90 

Überwiesen an: 91 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 11 
ANTRAGSTELLER Jusos 

ADRESSAT SPD-Unterbezirksvorstand 

BETREFF Mitbestimmung für alle Mitglieder ermöglichen! 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Alle Duisburger Abgeordneten in Berlin, Düsseldorf und die Fraktion im Rat der Stadt 3 

laden fortan regelmäßig die Parteibasis zu einer gemeinsamen Diskussionsveranstaltung 4 

vor wichtigen Fraktionsabstimmungen ein, um so ein Stimmungsbild der Mitglieder bei 5 

ihrem Stimmverhalten miteinbeziehen zu können. Dabei können entweder die 6 

Abgeordneten selbst zu bestimmten Themen einladen oder eine Mehrheit des UBV kann 7 

solch eine Veranstaltung beantragen. 8 

9 

Begründung: 10 

Transparenz und Vertrauen sind das höchste Gut in einer Demokratie und ohne eine 11 

Basis, welche nicht mit in die Entscheidungsprozesse einbezogen wird, ist eine Partei 12 

nichts. Die SPD hat den Anspruch einer Mitmachpartei die basisdemokratisch agiert. 13 

Deshalb soll die SPD Duisburg mindestens einmal im Monat zu einer Diskussionsrunde 14 

einladen, in der die Abgeordneten mit der Basis vor diversen Fraktionsabstimmungen 15 

über eben diese diskutieren können. Des Weiteren soll eine Mehrheit im UBV eine 16 

Sonderveranstaltung einberufen können, wenn es sich um besonders wichtige 17 

Abstimmungen von nationaler Tragweite handelt, wie zum Beispiel dem 18 

Sondervermögen Bundeswehr. 19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

Angenommen:  35 

Abgelehnt: 36 

Überwiesen an: 37 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG A 12
ANTRAGSTELLER ASG 

ADRESSAT SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesvorstand, Duisburger 
MdLs, SPD-Landesvorstand NRW, UB-Vorstand, Ratsfraktion 
SPD, Oberbürgermeister 

BETREFF Aktualisierung der Bedarfsplanungs-Richtlinie für die 
Niederlassung von Ärzt*innen und Psychotherapeut*innen unter 
Berücksichtigung der sozioökonomischen Bedingungen 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

 Die ASG-Duisburg fordert die Partei und die Bundestagsfraktion auf zu veranlassen, 3 

statt der schrittweisen Anpassung der Bedarfsplanungs-Richtlinie für die 4 

Sonderregion Ruhrgebiet diese für Duisburg und Städte in vergleichbarer Situation 5 

unmittelbar komplett anzugleichen, kleinräumiger (keine Kinderärzte in kinderreichen 6 

Stadtteilen) zu gestalten, die Verhältniszahlen jeweils zeitnah an sich verändernde 7 

Bedarfe (z.B. Zuzug kinderreicher Familien, Auswirkungen von Corona, Flucht, Krisen 8 

auf die Psyche) anzupassen und dabei zusätzlich sozioökonomische Aspekte stärker 9 

zu berücksichtigen. 10 

11 

 Ergänzend werden die Partei und die Landtagsfraktion aufgefordert über den 12 

Landesausschuss zu erwirken, dass die Möglichkeiten nach § 99 Absatz 1 Satz 3 13 

SGB V für die Berücksichtigung regionaler Versorgungsbesonderheiten genutzt 14 

werden und außerdem Anreize (§ 105 SGB V) für Niederlassungen in 15 

strukturschwachen Stadtteilen mit erhöhtem Bedarf (hoher Arbeitslosenquote, hohem 16 

Anteil an Migranten z.B. aus Südosteuropa und Flüchtlingen z.B. aus der Ukraine und 17 

Menschen in prekären Lebensverhältnissen ….) geschaffen werden, wie sie teils 18 

bereits im ländlichen Raum vorgesehen sind. 19 

20 

 Die Partei, die Ratsfraktion und der Oberbürgermeister werden aufgefordert von der 21 

KVNo (Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein) detaillierte stadtteilbezogene Zahlen 22 

für Haus- und Fachärztinnen sowie Psychotherapeut*innen einzufordern, ggf. von der 23 

Verwaltung eine Liste erstellen zu lassen und bei der KVNo / dem Landesausschuss 24 

Anträge auf Sonderbedarf für Kinderärzt*innen in Bruckhausen und Hochfeld (s. auch 25 

Drucksache 20-0320 Ratsinformationssystem) zu stellen und in diesem Kontext z.B. 26 

auch die Einrichtung kommunaler pädiatrischer MVZs (Medizinische 27 

Versorgungszentren) zu prüfen, in jedem Fall aber beim Verkauf von Grundstücken 28 

Einrichtungen der Daseinsvorsorge wie Gesundheitseinrichtungen Priorität zu 29 

gewähren und sogar gezielt für deren Ansiedlung zu werben. 30 

31 

Begründung: 32 

Der Zusammenhang zwischen Armut und höherem Krankheitsrisiko ist gut untersucht 33 

und belegt. Dies gilt ebenso für den Zusammenhang zwischen Bildungschancen und 34 

Gesundheit, wobei Sprachbarrieren keine geringe Rolle spielen. 35 

Auch wenn für das gesamte Stadtgebiet die Arztdichte im Wesentlichen den aktuellen 36 

Vorgaben entspricht, kommt es gerade in Stadtteilen wie Marxloh und Hochfeld zu einer 37 

Unterversorgung. 38 
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Dies trifft Städte wie Duisburg mit einem hohen Anteil an Menschen in prekären 39 

Lebensverhältnissen, hohem Zuzug an Menschen aus Südosteuropa und aktuell vielen 40 

Flüchtlingen aus der Ukraine besonders. 41 

Um unserem Ziel gleichwertige Lebensverhältnisse näher zu kommen statt uns in einigen 42 

Stadtteilen weiter davon zu entfernen, besteht dringender Handlungsbedarf. 43 

44 

Lange Wartezeiten und weite Wege zu Haus- und Kinder*ärztinnen, 45 

Psychotherapeut*innen sind nicht zumutbar, insbesondere da auch im Rahmen der 46 

Krankenhausplanung auf weitere Ambulantisierung gesetzt wird. 47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 
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75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

Angenommen:  84 

Abgelehnt: 85 

Überwiesen an: 86 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 13 
ANTRAGSTELLER SPD Bezirksverband Rheinhausen/Rumeln-Kaldenhausen 

ADRESSAT SPD-Landesparteitag, SPD-Bundesparteitag 

BETREFF Einführung eines Übergewinnsteuer 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die SPD setzt sich auf allen Ebenen für die Einführung einer Übergewinnsteuer noch in 3 

diesem Jahr ein bzw. unterstützt die laufenden Initiativen hierzu. 4 

5 

Begründung: 6 

Insbesondere Energieversorger und Mineralölkonzerne haben seit Beginn der Ukraine-7 

Krise teilweise enorme Gewinne eingefahren, die deutlich über dem Vorjahresniveau 8 

liegen. Damit profitieren diese unmittelbar von einem Krieg / einem Krisengeschehen, 9 

das für unzählige Menschen großes Leid bedeutet und auch der bundesrepublikanischen 10 

Bevölkerung große Lasten aufbürdet. Es ist mit dem Solidaritätsprinzip nicht vereinbar, 11 

die Bevölkerung mit massiv und stetig steigenden Energiekosten zu belasten, die 12 

gleichzeitig für Rekordgewinne bei den entsprechenden Unternehmen sorgen. Die 13 

Abschöpfung eines Teils der durch das Krisengeschehen bedingten Gewinne sollte 14 

daher einen angemessenen Beitrag dieser Unternehmen zur Lastenverteilung darstellen. 15 

16 

Auch wäre eine solche Steuer keineswegs neu oder exemplarisch; so gibt es hierfür nicht 17 

nur diverse historische Beispiele, sondern mit Italien und Ungarn aktuell auch zwei 18 

Vorreiter auf EU-Ebene, die eine solche Steuer bereits eingeführt haben. 19 

20 

Da gegen eine rückwirkende Besteuerung verfassungsrechtliche Bedenken stehen, die 21 

eine tatsächliche Einführung möglicherweise verzögern oder gar blockieren könnten, ist 22 

die Einführung der Steuer für einen frühestmöglichen, in der Zukunft liegenden Termin 23 

vorzusehen. Darüber hinaus ist diese durchaus nicht nur auf die Energiekonzerne zu 24 

beschränken, sondern sollte sich auf alle Branchen erstrecken, die künftig aus Kriegs- 25 

und Krisensituationen extreme Gewinne schöpfen. Nicht zu Unrecht weisen die 26 

Energiekonzerne nämlich in der aktuellen Situation auf die Gewinne hin, die 27 

Technologie- und Versandhandelsunternehmen während der Corona-Krise zu 28 

verzeichnen hatten.  29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

Angenommen:  38 

Abgelehnt: 39 

Überwiesen an: 40 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 14 
ANTRAGSTELLER SPD Friemersheim, Rheinhausen-Mitte, Rumeln-Kaldenhausen, AK 

AK Internet und Datenschutz, AG 60plus 
ADRESSAT SPD-Landesparteitag, SPD-Bundesparteitag 

BETREFF Corona-App zum elektronischen Impfbuch weiterentwickeln 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Wir fordern die Erweiterung und Generalisierung der Corona-App zum elektronischen 3 

Impfbuch weiterentwickeln. 4 

5 

Begründung: 6 

Die Corona-App läuft auf vielen Handys noch immer und war der erste Schritt, was eine 7 

bundesweit verfügbare App leisten kann. 8 

9 

Im März 2023 soll die App gelöscht werden. 10 

11 

Wir fordern die Weiterentwicklung hin zu einer Gesundheits-App die dann mittelfristig 12 

beispielsweise das Impfbuch ersetzt oder ergänzt. Perspektivisch sollte diese App 13 

europaweit einheitlich sein. 14 

15 

Automatische Benachrichtigungen wären möglich, sobald eine Auffrischung von 16 

Impfungen nötig ist. Reisende könnten sich direkt informieren, welche Impfungen 17 

empfohlen werden. Zugleich wäre im Falle einer zukünftigen Pandemie eine Infrastruktur 18 

vorhanden, um direkt die Menschen zu informieren und zu warnen. Aber auch und 19 

gerade durch saisonale Krankheitswellen könnten konkrete Tipps oder 20 

Handlungsanweisungen gegeben werden. 21 

22 

Nicht zuletzt wäre es ein Beitrag zur Barrierefreiheit mit der Möglichkeit der 23 

Mehrsprachigkeit. 24 

25 

26 

Quellen: 27 

https://www.spiegel.de/netzwelt/lauterbach-will-warn-app-letztmalig-bis-mai-2023-28 

verlaengern-a-254b50b5-3cd3-439b-bfc2-e359d512d448 29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

Angenommen:  38 

Abgelehnt: 39 

Überwiesen an: 40 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 15 
ANTRAGSTELLER SPD Rumeln-Kaldenhausen 

ADRESSAT SPD-Bundesparteitag, SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF Energiewende realisieren, Verkehrswege erhalten 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Der Rhein soll an geeigneten Stellen mit Staustufen zur Stromproduktion genutzt 3 

werden.  4 

Hierdurch soll auch die Bundeswasserstraße Rhein dauerhaft im Sommer ohne 5 

Einschränkungen nutzbar sein. 6 

7 

Begründung: 8 

Der Rhein ist die größte Wasserstraße Deutschlands. Am Ober- und Hochrhein wird 9 

bereits intensiv die Wasserkraft zur Energiegewinnung genutzt. Dies sollte auch in den 10 

Bereichen des Mittel- und Niederrhein erfolgen. Hierbei soll eine bedarfsgerechte 11 

Aufstauung stattfinden, um mit Überkapazitäten Stromschwankungen gerade in den 12 

sonnenarmen aber wasserreichen Monaten auszugleichen. 13 

14 

Als positiver Nebeneffekt wäre es möglich, im Sommer durchgängig einen für die 15 

Schifffahrt gerade im Warentransport einheitlichen Wasserstand zu halten.  16 

17 

Durch das starke Abschmelzen der Gletscher und die häufigeren langen Trockensommer 18 

werden die Probleme mit Teilladungen oder Fahrverboten tendenziell eher zunehmen als 19 

abnehmen. Da entsprechende Umsetzungen vollständig bis 2035 erfolgen sollten, ist 20 

aktuell mit Planungen und systematischer Umsetzung zu beginnen. 21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG A 16 
ANTRAGSTELLER Bezirksverband Rheinhausen/Rumeln-Kaldenhausen, AG 60plus, AK 

Internet u. Datenschutz 
ADRESSAT SPD-Fraktion im Rat 

BETREFF Briefwahlunterlagen-Abgabestellen erhöhen 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Wir fordern die Abgabemöglichkeit von Briefwahlunterlagen wieder an allen 3 

Bürgerämtern.  4 

Zusätzlich sollen an bestimmten Markttagen in den Quartieren dort auch eine 5 

barrierefreie und niederschwellige Abgabemöglichkeit bestehen. 6 

7 

Begründung: 8 

Die Wahlbeteiligung, insbesondere bei uns in Duisburg, war beschämend niedrig. 9 

Es gab viele Beschwerden, weil zuvor bekannte Abgabestellen für Briefwahlunterlagen 10 

bei den Wahlen nun nicht mehr vorhanden waren. 11 

Daher wird gefordert, dies wieder auf die üblichen Stellen zu erweitern und ergänzend 12 

mobile Abgabestände einzurichten. Dies würde auch Personen mit sehr eingeschränkter 13 

Mobilität wieder erlebbar näher an politische Entscheidungen heranrücken. 14 

Hierbei soll geprüft werden, ob eine Realisierung im Ehrenamt möglich ist. 15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

Angenommen:  35 

Abgelehnt: 36 

Überwiesen an: 37 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 17 
ANTRAGSTELLER SPD-Ortsverein Neudorf 

ADRESSAT SPD-Ratsfraktion, SPD-Landtagsfraktion, SPD-
Bundestagsfraktion 

BETREFF Gesellschaftspolitische und ökonomische Anforderungen an eine 
funktionsfähige, gesellschaftsverantwortliche Daseinsvorsorge 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Daseinsvorsorge umfasst die Sicherung des allgemeinen und diskriminierungsfreien 3 

Zugangs zu existentiellen Gütern und Leistungen, einschließlich deren Bereitstellung 4 

entsprechend der Bedürfnisse der Bürger und auf der Grundlage definierter qualitativer 5 

und quantitativer Standards. Außerdem ist die Daseinsvorsorge gemäß dem 6 

Sozialstaatsprinzip eine staatlich verpflichtende Aufgabe. Sie muss allen unabhängig von 7 

Herkunft oder Lebenslage zu Gute kommen, soziale Teilhabe ermöglichen und 8 

Beteiligungsrechte verbessern.  9 

10 

Die englische Übersetzung „services of general interest“ beschreibt die Leistungen und 11 

Güter der Daseinsvorsorge. Dazu zählen, Bildung, Gesundheit, Pflege, 12 

Energieversorgung, Kultur, öffentliche Sicherheit, Post, Telekommunikation, Medien und 13 

digitale Netze, Verkehr (Straßen, ÖPNV, Häfen, Flughäfen), Wohnungswirtschaft, 14 

Rettungsdienste und Katastrophenvorsorge, etc.  15 

16 

Alle Aufgaben, die im öffentlichen und gesamtgesellschaftlichen Interesse liegen, dürfen 17 

nicht rein privaten Profitinteressen unterworfen sein. Sie sind Aufgaben des Staates auf 18 

der Ebene des Bundes, der Länder und der Kommunen. Sie können bei entsprechender 19 

demokratischer Kontrolle auch genossenschaftlich oder gemeinwirtschaftlich organisiert 20 

sein. 21 

22 

Die Finanzierung dieser Kernaufgaben hat Vorrang vor anderen Haushaltsaufgaben. Sie 23 

kommen Allen zugute, deshalb müssen alle Unternehmen, sämtliche Einkommen, alle 24 

Vermögen, alle Bürgerinnen und Bürger über gerechte Steuern zur Finanzierung dieser 25 

Aufgaben herangezogen werden. Gerecht heißt, dass stärkere Schultern auch stärker an 26 

der Finanzierung beteiligt werden. Diese Steuereinnahmen sind wiederum 27 

aufgabengerecht auf die drei Ebenen (Bund, Länder und Kommunen) entsprechend der 28 

Verantwortlichkeit für die Güter und Leistungen der Daseinsvorsorge zu verteilen 29 

(Konnexitätsprinzip). Dabei ist darauf zu achten, dass strukturelle und wirtschaftliche 30 

Verwerfungen ausgeglichen werden, um allen Menschen den gleichen Zugang zu diesen 31 

existenziellen Leistungen zu sichern. Alle Mitglieder unserer Gesellschaft haben ein 32 

Recht auf Daseinsvorsorge. 33 

34 

Ziel ist: 35 

- Alle Betreuungseinrichtungen (für Kinder, Senioren und Menschen mit 36 

Behinderungen sowie Pflegebedürftige), Bildungseinrichtungen, der öffentliche 37 

Personennah- wie Fernverkehr, Schienenverkehr, Straßen, Häfen sowie 38 

Wasserwegeinfrastruktur, Trinkwasser- und Abwassernetze, Telekommunikation und 39 

digitale Netze, Strom- und Gasnetze sind Güter und Leistungen der Daseinsvorsorge 40 
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und gehören in öffentliche Hand. Sie dienen allen, eine angemessene Ausstattung ist 41 

eine gemeinschaftliche Verpflichtung, wie auch die entsprechende Bezahlung des 42 

dafür benötigten Personals. Der Staat gibt Standards und allgemeingültige 43 

Bedingungen vor, die auch für nichtstaatliche Einrichtungen gelten (z.B. 44 

allgemeinverbindliche Tarifverträge).  45 

- Die Gesundheitsversorgung, insbesondere flächendeckende Krankenhaus-46 

versorgung, sind wieder in öffentliche, nicht profitorientierte Trägerschaft zu 47 

überführen. Personelle Mindestausstattungen und angemessene Tariflöhne sind 48 

allgemeinverbindlich. Standards in der Altenpflege und für Wohn- und Pflegeheime 49 

werden von kommunalen, regionalen und überregionalen Parlamenten festgelegt 50 

und deren Einhaltung überwacht. Personelle Mindestausstattungen und 51 

flächendeckende Tariflöhne sind allgemeinverbindlich. 52 

- Soziale Dienste sind in kommunaler oder öffentlich-rechtlicher bzw. gemeinnütziger 53 

Trägerschaft (non-profit) zu organisieren. Dazu gehören Leistungen der Kinder- und 54 

Jugendhilfe, wie auch Betreuungsangebote für Familien und Menschen in 55 

Konfliktsituationen. Sie können zusammen mit regionalen oder kommunalen 56 

medizinischen Versorgungszentren unter einem Dach arbeiten. Die Leistungen für 57 

Kinder, Jugendliche und Familien müssen nachhaltig wirksam und entsprechend 58 

bedarfsgerecht/auskömmlich finanziert sein. Erfolgreiche Angebote sind zu 59 

verstetigen. 60 

- Das Recht auf Wohnen und das Recht auf einkommensangemessenes Wohnen ist 61 

gesetzlich zu gewährleisten. Dazu zählen ggf. auch Mietenobergrenzen sowie ein 62 

System der Grunderwerbssteuer, das Spekulation und Steuervermeidungsmodelle 63 

(Share-Deals) auf Kosten der Allgemeinheit verhindert. In der Hand 64 

gewinnorientierter Unternehmen befindlicher Wohnraum unterliegt der öffentlichen 65 

Kontrolle. Die öffentliche Hand muss eine die Preise setzende Marktposition haben. 66 

Die öffentliche Hand wird wieder beim Bau, wie bei der Unterhaltung von 67 

Wohnungen, als starker Akteur tätig, sichert insbesondere die Versorgung mit 68 

preiswertem und sozial ausgewogenem Wohnraum.  69 

- Grund und Boden wird der privaten Spekulation entzogen. Verteilung und Nutzung 70 

von Grund und Boden wird öffentlich überwacht (Vgl.: Bayerische Verfassung). 71 

- ÖPNV ist nicht nur eine Aufgabe von gesamtgesellschaftlichem Interesse, sondern 72 

dient ebenso dem Klimaschutz. Er wird ökologisch wie attraktiv und barrierefrei 73 

ausgebaut. Ziel muss die kostenlose Benutzung für alle Menschen sein. 74 

- Der schnelle und flächendeckende Zugang zu allen Informationstechnologien liegt 75 

ebenso im gesamtgesellschaftlichen Interesse, wie der Zugang zu Trinkwasser. Der 76 

Zugang zu schnellen Datennetzen soll daher als Grundrecht verstanden werden, das 77 

allen unabhängig von Einkommen und Wohnort zusteht. Ausbau und Betrieb 78 

ressourcenschonender Datennetze sind deshalb als öffentliche Aufgabe 79 

wahrzunehmen.  80 

- Unsere Kinder sind unsere Zukunft. Jedes Kind hat das Recht auf Bildung und 81 

Ausbildung. Das Schulsystem wird für alle Bundesländer auf einen einheitlichen 82 

Standard gebracht. Neben dem Erlangen von Fachwissen wird soziales Lernen und 83 

politische Bildung durch praktisch- und lebensnahe Fächer und Gruppenangebote 84 

sichergestellt, ausgebaut und verstetigt. Die Kinder werden durch ein gesundes und 85 

positiv erlebbares Schulumfeld auf einen guten Start in ein eigenständiges Leben 86 

vorbereitet.  87 

- Kultur und Sport sind Allgemeingut für die Bevölkerung. Entsprechend ihrer Zentral- 88 

oder Oberzentralfunktion (89 Großstädte über 100.000 Einwohner in Deutschland) 89 

bietet eine Kommune Archive, Bibliotheken, Museen, kommunale Theater, 90 

Gedenkstätten, Sport-, Freizeiteinrichtungen und Kulturzentren an. 91 
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- Einrichtungen zum Schutz und zur Beratung von Menschen, die von Gewalt 92 

(psychisch oder physisch) betroffen sind, gehören zur Daseinsvorsorge. 93 

- Haupt- wie ehrenamtliche Rettungsdienste, Feuerwehren und Katastrophenschutz 94 

schützen und stützen die gesamte Gesellschaft. Sie sind elementare 95 

Daseinsvorsorge und deshalb in der Verantwortung der öffentlichen Hand.   96 

- Die Medienlandschaft darf nicht völlig privaten gewinnorientierten Unternehmen 97 

überlassen werden. Wie bei Rundfunk und Fernsehen muss auch in allen anderen 98 

Medien eine unabhängige öffentlich-rechtliche Grundversorgung an objektiver 99 

Information und Meinungsvielfalt in der Gesellschaft dauerhaft über öffentlich-100 

rechtliche Medien gewährleistet werden. 101 

102 

In unserem Land muss ein gleiches Recht auf Leistungen und die Benutzung der Güter 103 

der Daseinsvorsorge für Alle bestehen. Dieses Recht darf weder aufgrund der eigenen 104 

wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse noch aufgrund der wirtschaftlichen Situation 105 

der Kommune oder der Region eingeschränkt sein. 106 

Der Zugang zu Leistungen der Daseinsvorsorge wird unabhängig von den 107 

wirtschaftlichen, sozialen oder körperlichen wie geistigen Verhältnissen des Einzelnen, 108 

noch von der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Träger gewährleistet. 109 

110 

111 
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Angenommen:  139 

Abgelehnt: 140 

Überwiesen an: 141 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 18 
ANTRAGSTELLER AsF 

ADRESSAT SPD-Bundestagsfraktion 

BETREFF Parität soll bei Wahlrechtsreform berücksichtigt werden 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird gebeten, sich dafür einzusetzen, dass im Zuge der 3 

Wahlrechtsreform für den Deutschen Bundestag auch das Thema „Paritätische 4 

Besetzung des Bundestages“ berücksichtigt wird. 5 

6 

Begründung: 7 

Der Deutsche Bundestag arbeitet derzeit an einer Wahlrechtsreform. Dazu setzte der 8 

Bundestag eine „Kommission zur Reform des Wahlrechts und zur Modernisierung der 9 

Parlamentsarbeit“ ein. Neben dem oft berichteten Ziel, den derzeit auf 736 Abgeordnete 10 

vergrößerten Bundestag zukünftig in Richtung seiner gesetzlichen Regelgröße von 598 11 

Abgeordneten zu verkleinern, hat sich die Kommission auch zum Ziel gesetzt, der 12 

derzeitigen Unterrepräsentation von Frauen im Deutschen Bundestag entgegenzuwirken. 13 

Von den 84,1 Millionen Einwohner*innen Deutschlands sind 42,7 Millionen Frauen – 14 

damit 50,8 Prozent. Aber im Deutschen Bundestag sind nur gut ein Drittel der 15 

Abgeordneten – 34,7 Prozent – weiblich. Damit nimmt Deutschland im weltweiten 16 

Ranking der Interparlamentarischen Union IPU (Stand Oktober 2021) nur Platz 42 von 17 

188 ein. 18 

Die bundesweite Beachtung gefundene Kampagne #ParitätJetzt, eine Initiative aus rund 19 

40 überregionalen Organisationen wie dem Deutschen Frauenrat und Gewerkschaften, 20 

setzt sich für eine Wahlrechtsreform mit Parität ein. In anderen europäischen Ländern 21 

wie Frankreich und Spanien, haben Paritätsgesetze dafür gesorgt, dass der Frauenanteil 22 

im Parlament signifikant erhöht wurde. 23 

Deswegen sollte sich auch die SPD im Bundestag mit eigenen Initiativen dafür stark 24 

machen. 25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 19 
ANTRAGSTELLER OV Rumeln-Kaldenhausen 

ADRESSAT Bundesparteitag; SPD Bundestagsfraktion 

BETREFF Neues Vergütungssystem für Strom 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Strom, der in Gas- und Speicherkraftwerke erzeugt bzw. abgeben wird, soll aus dem 3 

regulären Markt entnommen werden und einem Sondermarkt zugeführt werden. Diese 4 

Kraftwerke erfüllen, wie kein anderes Kraftwerk, eine netzstabilisierende Funktion. 5 

Hierbei sind die Grundkosten (sowieso Kosten) jährlich zu ermitteln und inkl. einer 6 

Gewinnmarge- wie bei den Netzentgelten -auf den gesamten Stromverbrauch der 7 

Bundesrepublik als Umlage umzulegen. Die produktionsabhängigen Kosten hingegen 8 

sind halbjährlich auszuschreiben. Wobei der gleitende Zuschlag jeweils der Höhe der 9 

Gebote entsprechend erfolgt.  10 

11 

Zudem ist der Strom aus Gaskraftwerken als letzte Netzstabilisierung nach den 12 

Speicherkraftwerken zu nutzen. 13 

14 

Speicherkraftwerke sind zudem von dem doppelten Netzentgelt zu entlasten. 15 

16 

Begründung: 17 

Gas- und Speicherkraftwerke sind die schnellen Lückenbüßer des Strommarktes. Sie 18 

sollten primär nicht produzierende Funktion haben, sondern netzstabilisierende. Durch 19 

die aktuelle Lage am Strommarkt werden große Mengen Strom aus Gas zudem sehr 20 

teuer produziert. Das System muss dabei nicht nur kurzfristig, sondern langfristig neu 21 

gedacht werden um den Speicherkraftwerken eine gute Zukunft und einen 22 

systematischen schnellen Zubau zu ermöglichen. Ziel muss es sein, in Wasserstoff den 23 

Monatsstrombedarf, in Pumpspeicher den Wochenstrombedarf und in chemischen 24 

Speichern (Akkumulatoren) den Tagesstrombedarf zu speichern, um ein stabiles, 25 

günstiges, umweltfreundliches Energienetz in Deutschland zu gestalten. 26 

Eine Brückentechnologie sind die Gaskraftwerke, die, solange es keine ausreichenden 27 

Speicherkapazitäten gibt, sekundär nach den vorhandenen Speichern den Strombedarf 28 

decken sollen. Durch die oben dargestellte Vergütung erfolgt eine Umlage, die deutlich 29 

günstigere Strompreise ermöglicht. 30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Angenommen:  37 

Abgelehnt: 38 

Überwiesen an: 39 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 20 
ANTRAGSTELLER OV Rumeln-Kaldenhausen 

ADRESSAT SPD Ratsfraktion Duisburg 

BETREFF Verkehrswende vorantreiben - Umstellung des Taxiverkehrs auf 
E-Mobilität 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die Stadt Duisburg soll, auch als Zeichen der Mobilitätswende. ab dem Jahre 2025 nur 3 

noch Taxen zulassen, die strombasiert (Wasserstoff oder BEV) angetrieben werden. 4 

5 

Begründung: 6 

Einige Städte stellen bereits die dort zugelassenen Taxiflotten auf E-Mobilität um, diesem 7 

guten Beispiel soll gefolgt werden. 8 

9 

Der Bundesverband der Taxi- und Mietwagen bekennt sich zu einem emissionsfreien 10 

Betrieb der Taxi- und Mietwagenflotten ab dem Jahr 2030. Damit der Wechsel von 11 

Verbrennern zu vollständiger E-Mobilität im Jahre 2030 gelingen kann, muss bei der 12 

üblichen Haltungsdauer der Flotten diese ab dem Jahr 2025 umgestellt werden. 13 

14 

Die Umstellung sollte durch die Stadtwerke durch entsprechende Lademöglichkeiten 15 

begleitet werden. 16 

17 

18 
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20 

21 
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24 

25 

26 

27 

28 

29 
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32 

33 

Angenommen:  34 

Abgelehnt: 35 

Überwiesen an: 36 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 21 
ANTRAGSTELLER Arbeitskreis Mobilität 

ADRESSAT Unterbezirksvorstand der SPD-Duisburg 

BETREFF Erarbeitung eines Wahlprogramms zur Kommunalwahl 2025 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Der Unterbezirksvorstand wird beauftragt, innerhalb des ersten Quartals 2023, einen 3 

Zeitplan zur Erstellung des Wahlprogramms (DU-Plan) der SPD-Duisburg zur 4 

Kommunalwahl im Jahr 2025 zu beschließen. Bei der Erarbeitung des 5 

Kommunalwahlprogramms sind die UB-Arbeitskreise und UB-Arbeitsgemeinschaften 6 

einzubinden. Darüber hinaus soll allen SPD-Mitgliedern die Möglichkeit eröffnet werden, 7 

an der Erstellung des Wahlprogramms mitzuarbeiten. Dies ist durch geeignete 8 

Veranstaltungsformate sicherzustellen.  9 

10 

Begründung: 11 

Die Erarbeitung des DU-Plans muss mit einer möglichst breiten Beteiligung erfolgen. 12 

Diese Art der Erarbeitung hat sich bei der Erstellung des letzten DU-Plans als erfolgreich 13 

erwiesen. Er ist die Basis unseres nächsten Kommunalwahlkampfes und muss zwingend 14 

mit dem breiten Wissen unserer Genossinnen und Genossen erarbeitet werden.  15 

Die UB-Arbeitsgemeinschaften und UB-Arbeitskreise stellen in diesem Zusammenhang 16 

wichtige Multiplikatoren dar und müssen dementsprechend zwingend eingebunden 17 

werden. Dasselbe gilt für alle Mitglieder der Duisburger SPD.  18 

19 
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35 

Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 



S P D  D u i s b u r g
ANTRAG

A 22 
ANTRAGSTELLER Arbeitskreis Mobilität 

ADRESSAT SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landtagsfraktion NRW 

BETREFF Einführung eines 365-Euro-Tickets 

MV
am 18.11.2022

Die Mitgliederversammlung möge beschließen: 1 

2 

Die SPD-Bundestagsfraktion und die SPD-Landtagsfraktion NRW werden gebeten, sich 3 

für die Einführung des 365-Euro-Tickets einzusetzen. 4 

5 

Begründung: 6 

Eine kostengünstige Mobilität dient der Daseinsvorsorge. Die Einführung des 9-Euro-7 

Tickets hat gezeigt, wie groß der Bedarf an kostengünstiger Mobilität ist. Wir als 8 

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, müssen uns dafür einsetzen, dass niemand 9 

von einer flächendeckenden Mobilität ausgeschlossen wird. Jede und jedem muss die 10 

Fahrt zur Arbeit, Ausbildungsstelle, Schule und Universität, aber auch zu Freunden und 11 

Verwandten ermöglicht werden. 12 

13 

14 
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20 

21 
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23 
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25 

26 

27 

28 

29 
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32 

33 

34 

35 

Angenommen:  36 

Abgelehnt: 37 

Überwiesen an: 38 



Tischvorlage zu TOP 5 
BESCHLUSSÜBERPRÜFUNG 
UB-Parteitage 30.10.2021 -  

UB-Parteitag A-Nr. Stichwort zugestellt an Ergebnis/Stand der Erledigung

30.10.2021 A 1 Erdogan aktiv stoppen -  die Türkei 
muss zu Frauenrechten und 
Demokratie zurückkehren 

Bundestagsfraktion An zuständige FG weitergeleitet 

A 2  Sozialer Klimaschutz für die Vielen: 
Erfolgreiches Projekt „Innovation 
City“ auf ganz NRW ausweiten 

Landtagsfraktion Antrag der Landtagsfraktion im Landtag NRW 

A 3 Keine Verjährungsfrist für sexuell 
motivierte Straftaten an 
Schutzbefohlenen     

Bundestagsfraktion, AsF 
Bundeskonferenz 

An zuständige FG weitergeleitet 
Eingangsbestätigung 

A 4 Femizide ächten und Gewalt gegen 
Frauen bekämpfen! 

AsF Bundeskonferenz Eingangsbestätigung 

A 5 Duisburg sozial, ökologisch und 
fortschrittlich gestalten! 

Ratsfraktion Antrag Grünkonzept am 13.09.2019 im UWA beschlossen; Mobilitätskonzept wird 
derzeit unter Beteiligung der Bürger/innen erstellt; zusätzliche Mittel für 
Radwegesanierungsprogramm im Haushalt 2022/23 beschlossen; 750.000 Euro 
für neue Straßenbäume im Haushalt 2022/23 bereitgestellt; 500.000 Euro im 
Haushalt 2022/23 für Weiterentwicklung der Mobilität beschlossen 

A 6 Stärkung der gesetzlichen Rente Bundestagsfraktion 
Bundesvorstand 

An zuständige FG weitergeleitet 
Eingangsbestätigung 

A 7 Digitalisierung der Anschreiben UBV, UBA u. Geschäftsstelle Tischvorlage UBV 1. Sitzung 13.11.21 
A 8 Abschaffung § 218 und § 219 a Bundestagsfraktion An zuständige FG weitergeleitet 
A 9 Fahrradreparaturstationen fördern Ratsfraktion Zwei Stationen wurden bereits angeschafft und sollen aufgestellt werden 

(Ziegenpeter, Landschaftspark), weitere sollen folgen 
A 10 Förderung und Errichtung von 

Schaukästen 
Ratsfraktion  Es gibt bereits verschiedene Ausstellungsmöglichkeiten, z.B. in leeren 

Ladenlokalen in der Königsgalerie. Ob es darüber hinaus Bedarf gibt, wird derzeit 
eruiert.  

A 11 Mehrzwecknutzung von 
Lärmschutzwänden 

Landtagsfraktion 
Bundestagsfraktion An zuständige FG weitergleitet 

A 12 Schlachtungen konsequenter 
überwachen und 
tierschutzgerechter durchführen 

Bundesparteitag 

A 13 Weitere Renaturierung des 
Dickelsbachs auf den Weg bringen, 
im Vorfeld der IGA 2027 

Ratsfraktion Die Gewässerabschnitte des Dickelsbachs werden nach und nach renaturiert 

A 14 Abschaffung der Mehrwertsteuer 
auf Bahntickets 

Bundestagsfraktion An zuständige FG weitergeleitet 

A 17 Blutspende für alle ermöglichen Bundesparteitag Eingangsbestätigung für Parteitag 2023 
A 18 Elternbeiträge in Duisburger 

Kindertageseinrichtungen sozialer 
gestalten 

Ratsfraktion Neue Elternbeitragssatzung am 14.02.2022 im Rat beschlossen 

SPD DUISBURG 



UB-Parteitag A-Nr. Stichwort zugestellt an Ergebnis/Stand der Erledigung

A 19 Offenen Ganztag ausbauen und 
Gebühren abschaffen - 
Chancengleichheit herstellen 

Ratsfraktion Beitragssatzung OGS am 14.02.2022 im Rat beschlossen, Erhöhung der 
Versorgungsquote am 14.06.2021 im Rat beschlossen 

A 20 Sicherheit erhöhen - Anzahl der 
Mitarbeiter des 
Sonderaußendiensts verdoppeln 

Ratsfraktion Sukzessive Aufstockung um 28 Stellen im Haushalt 2022/23 beschlossen 

A 21 Bedarfsgerechtes Streetwork in 
Duisburg 

Ratsfraktion  BV Hamborn: Streetworker Stelle am Hamborner Rathaus; 
BV Homberg/Ruhrort/Baerl: Streetworker im Stadtpark Hochheide ab 2024; 
Weiterer Bedarf ist in Klärung 

A 22 Wettbüros und Wettannahmestellen 
reduzieren - Jugendschutz erhöhen 

Landtagsfraktion An Fraktion weitergeleitet 

A 23 Reguläre Einwanderung nach 
Deutschland und in die EU 

Das Anliegen soll eingebettet 
werden in ein Positionspapier 
der SPD Duisburg zu den 
Themen 
„Einwanderungsrecht, 
Ausländerpolitik und 
Asylrecht“. Sören Link und 
Mahmut Özdemir werden 
daran federführend arbeiten 
Der OV Rheinhausen-Mitte 
als Antragsteller will sich 
bezüglich des weiteren 
Vorgehens beraten. 

A 24 Verpflichtende 
Fahrtrichtungsanzeige für E-
Scooter 

Bundestagsfraktion  An zuständige FG weitergeleitet 

A 25 Metropolradruhr in Rheinhausen - 
Ausweitung des Angebots! 

Ratsfraktion  Aktuelle Standorte in Rheinhausen: Rheinhausen Bahnhof, GEBAG-Quartier 
Rheinhausen Mitte; weitere Standorte sollen werden: Marktplatz Rheinhausen, 
Marktplatz Bergheim, Marktplatz Rumeln. Dazu gibt es Gespräche mit dem 
Betreiber Nextbike. 

A 28 Keine weitere Öffnung der Arbeit 
am Sonntag 

UBV, UBA 

A 29 "Gönn dir was Gutes -
Trinkwasserbrunnen Duisburg 

Ratsfraktion  Der Umweltausschuss hat in seiner Sitzung am 05.04.2019 die Verwaltung 
beauftragt, zu prüfen, an geeigneten Stellen auf dem Duisburger Stadtgebiet in 
Kooperation mit den Stadtwerken Duisburg kostenlose Trinkwasserbrunnen 
einzurichten.  
Sachstand: EU-Trinkwasserrichtlinie wurde erlassen; Stadtwerke Duisburg 
befinden sich derzeit in der Umsetzungsplanung 
Integriertes Handlungskonzept Innenstadt: 8 Standorte mit Trinkwasserbrunnen 
vorgesehen 



UB-Parteitag A-Nr. Stichwort zugestellt an Ergebnis/Stand der Erledigung

A 30 Plädoyer für einen 
steuerfinanzierten solidarischen 
ÖPNV 

Bundestagsfraktion An zuständige FG weitergeleitet 

A 31 Einrichtung einer landesweiten 
Recherche und Informationsstelle 
Antisemitismus 

Landtagsfraktion Erledigt durch Regierungshandeln 

A 32 Gebührenfreier Personalausweis Bundestagsfraktion An zuständige FG weitergeleitet 
A 33 Alle Schul- und Betreuungsräume 

mit Belüftungsanlagen ausstatten 
Ratsfraktion,  

Landtagsfraktion 

Bundestagsfraktion  

Das Land fördert Lüftungsgeräte für Schulräume, in denen nicht oder nicht 
ausreichend gelüftet werden kann. Duisburg hat 440.000 Euro für die Beschaffung 
von 100 mobilen Lüftungsgeräten in 29 Schulen erhalten. 

Antrag der Landtagsfraktion im Landtag NRW 

An zuständige FG weitergeleitet 
A 34 Lücken im Duisburger Radwegnetz 

schließen 
Ratsfraktion Mobilitätskonzept wird derzeit unter Beteiligung der Bürger/innen erstellt; 500.000 

Euro im Haushalt 2022/23 für Weiterentwicklung der Mobilität beschlossen 
A 35 Mängelmelder für die Fuß- und 

Radverkehrsinfrastruktur einführen 
Ratsfraktion Es gibt einen allgemeinen Mängelmelder der Wirtschaftsbetriebe Duisburg.  

Die Stadtverwaltung arbeitet derzeit an einem stadtweiten Mängelmelder. 
In der WBD App können bereits Mängel an Fußwegen gemeldet werden. 

A 36 „Vision Zero“ – keine Getöteten und 
Schwerverletzten im 
Straßenverkehr - 

Landtagsfraktion 

Ratsfraktion 

An Fraktion weitergeleitet 

In den Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen ist beschrieben, dass in 
angebauten Hauptverkehrsstraßen Dreiecksinseln in Verbindung mit 
Rechtsabbiegefahrbahnen ohne Signalisierung aus Gründen der problematischen 
Führung von Fußgängern und Radfahrern nur in Ausnahmefällen angewendet 
werden sollen. Dies wird von der Stadtverwaltung bereits seit Längerem 
umgesetzt.  
Sofern bei Neu- und Umplanungen z.B. aus fahrgeometrischen Gründen die 
Anlage einer Dreiecksinsel erforderlich ist, wird die erforderliche Querung geregelt 
und der Rechtsabbieger ist dann nicht freilaufend.  
Der Inhalt des Antrags wird somit weitestgehend bereits angewandt. 

I 1 Keine Kündigung bei Sana DGS 
pro-service! 

UBV MdB und MdL 

I 2 Kapitaldeckungsverfahren in der 
gesetzlichen Rentenversicherung 

SPD Bundesvorstand, SPD 
Verhandlungskommission 
Koalitionsvertrag 

Eingangsbestätigung 

05.02.2022 A 1 DU-Klinikum Ratsfraktion Anfrage im ASG am 25.3.2022 gestellt, Sana-Geschäftsführung ist für nicht-
öffentliche Sitzung des ASG eingeladen 

A 2 Kein Urheberrecht an staatlichen 
Dokumenten 

Bundestagsfraktion An zuständige FG weitergeleitet 



UB-Parteitag A-Nr. Stichwort zugestellt an Ergebnis/Stand der Erledigung

A 3 Modifizierung des „Hacker-
Paragraphen“ 202 a-c StGB 

Bundesparteitag 

A 4 Teilhabe Minderjähriger an VRR-
Digitaltickets 

Ratsfraktion 

Landtagsfraktion 

VRR Gremien  

Unabhängig von bereits bestehenden Tarifangeboten bereitet der VRR im Bereich 
des Ticketing aktuell eine Lösung vor, die eine Nutzung des digitalen Tarifs für 
Minderjährige ermöglichen soll. Angedacht ist die Einführung eines sogenannten 
Familienaccounts, über den Kinder Angebote des eTarifs nutzen und über den 
Account eines Erwachsenen abwickeln könnten. 

Antwort sh. Anlage 
A 5 Soziale Sicherung häuslicher 

Betreuung 
Parteivorstand, 
Bundestagsfraktion An zuständige FG weitergeleitet 

A 6 Förderung ökologischer 
Dämmstoffe beim Bau 

Bundesparteitag 

A 7 Städtischen Katastrophenschutz 
prüfen 

Ratsfraktion 

Landtagsfraktion 

Bundestagsfraktion 

Antrag am 14.02.2022 im Rat beschlossen; 
Sachstandsbericht im Rat am 13./20.6.2022 

An zuständige FG weitergeleitet 
R 2 Festhalten am Dialog statt 

militärischer Eskalation – für 
konsequente Deeskalation an der 
ukrainische-russischen Grenze 

Bundesparteitag 

Bundestagsfraktion An zuständige FG weitergeleitet 

25.06.2022 A 1 Geeignete Würdigung der 
„Gastarbeiter“ in Duisburg 

Ratsfraktion Idee eines Denkmals für Gastarbeiter für das gesamte Ruhrgebiet in Diskussion 

A 2 Interkulturelle Berater Ratsfraktion Stadtverwaltung arbeitet an der Umsetzung 
A 3 Versiegelte Flächen nachhaltig 

gestalten 
Ratsfraktion Antrag „Entsiegelung und Begrünung von städtischen Flächen“ am 03.02.2020 im 

Umweltausschuss eingebracht und einstimmig beschlossen 
A 4 Photovoltaik-Anlagen Ratsfraktion 170.000 Euro im Haushalt 2022/23 bereitgestellt, um einen konkreten Plan zur 

Erreichung der Klimaneutralität bis 2035 für die Stadt Duisburg und die 
städtischen Unternehmen 
Abstimmung mit den Stadtwerken 

A 5 Energiepauschale Bundestagsfraktion 
A 6 Initiativen zur Energie- und 

Verkehrswende in Duisburg-
Duissern 

Ratsfraktion 
UBV 

Fahrradwege: Mobilitätskonzept wird derzeit unter Beteiligung der Bürger/innen 
erstellt; zusätzliche Mittel für Radwegesanierungsprogramm im Haushalt 2022/23 
beschlossen 
Fotovoltaik: PV-Anlagen auf städtischen Gebäuden werden bei Neubau und 
Sanierungsmaßnahmen nach Möglichkeit umgesetzt (Mitteilungsvorlage 21-1323 
am 25.11.2021 im Rat) 
Ladepunkte für E-Autos: Stadtwerke planen 134 Standorte mit jeweils mindestens 
zwei Ladepunkten bis spätestens 2025 



UB-Parteitag A-Nr. Stichwort zugestellt an Ergebnis/Stand der Erledigung

A 7 Erhöhung der Förderung der 
Friedens- und Konfliktforschung 

Landesparteitag 
Bundesparteitag 


